
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

des Bundesrates Markus Leinfellner 
und weiterer Bundesräte 
betreffend Teuerungsbremse für die Bürger statt Millionengeschenke für 
Medienkonzerne 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 24: Beschluss des Nationalrates vom 24. 
März 2022 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das KommAustria-Gesetz und das 
Digitalsteuergesetz 2020 geändert werden (1026 d.B. und 1382 d.B.) (TOP 24) in der 
939. Sitzung des Bundesrates, am 07. April 2022. 

Nach aktuellen Berechnungen beträgt die Inflationsrate bereits fast sechs Prozent. 
Gestiegene Preise für Energie, Treibstoffe, Wohnen und Nahrungsmittel stellen die 
Österreicher vor gewaltige Probleme. Die galoppierende Inflation treibt nicht nur immer 
mehr Bürger in Armut und Existenzängste, sondern schädigt auch all jene, die für 
schlechtere Zeiten Reserven anlegen und Geld sparen. 

Die Belastungspolitik dieser Bundesregierung richtet sich gegen die Österreicherinnen 
und Österreicher. Ein Entlastungspaket mit Millionenförderungen gibt es hingegen für die 
Medien: Ab 2022 sollen 20 Mio. EUR pro Jahr bereitgestellt werden, um 
Medienunternehmen beim „digitalen Transformationsprozess" zu unterstützen. 
Rückwirkend für 2021 begnügt man sich damit nicht. Stattdessen sollen gleich 54 Mio. 
EUR als Sondertranche ausschüttet werden. 

Der Medienbranche werden die Steuereinnahmen somit in gewohnt türkis-grüner Manier 
nachgeworfen werden. Bereits 2020 sorgten die immens hohen Regierungsausgaben für 
Inserate und Werbung für Aufsehen: Die Bundesregierung warb um rund 47,3 Millionen 
Euro. Gegenüber 2019 bedeutete das bereits mehr als eine Verdreifachung der 
Werbeausgaben. Um die Stellung als größter Werbekunde des Landes zu sichern, schloss 
die Bundesregierung zudem 2021 über die Bundesbeschaffungsgesellschaft (BBG) 
Rahmenverträge über 180 Millionen Euro für vier Jahre für Mediaagenturleistungen sowie 
30 Millionen für vier Jahre Kreativagenturleistungen ab. 

Nicht derart ungehemmt zeigt man sich jedoch, wenn es um die Bedürfnisse der Bürger 
geht. Die aktuelle Kostenlawine ist die direkte Folge der völlig untauglichen Corona-Politik 
der Bundesregierung und eine konkrete Auswirkung des Klimawahns, dem sich ÖVP und 
Grüne verschrieben haben. Statt Investitionen in eine wohlgesonnene Presse braucht es 
nunmehr dringende Maßnahmen zur Sicherung der Lebensqualität und zur Bekämpfung 
von Armut. Die Bereiche, in denen es eine Teuerungsbremse braucht, sind zahlreich: 

• Wohnen 
Viele Familien können sich das Wohnen kaum noch leisten. Mieten sind in den 
vergangenen Jahren stark angestiegen. Im April droht vielen Mietern durch die Anhebung 
der Richtwertsätze eine saftige Erhöhung um mindestens 6 Prozent. Häuslbauer müssen 
aufgrund der massiv ansteigenden Preise für Baustoffe um bis zu 14 Prozent tiefer in die 
Tasche greifen. 

• Energie 
Am schlimmsten schlägt die Preisspirale im Energiebereich zu. Strom wurde im Jahr 2021 
um 12,4 Prozent teurer, Gas um 27,8 Prozent und Heizöl gar um 44,3 Prozent, Tendenz 
weiterhin stark steigend! Die einseitige Ausrichtung der Steuerreform auf Klimaziele führt 
dazu, dass noch mehr Menschen sich das Heizen bald nicht mehr leisten können. 
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• Verkehr 
Die Politik der Regierungsparteien zielt darauf ab, den Individualverkehr stark zu 
besteuern. Während die Jahreskarten im öffentlichen Verkehr deutlich günstiger wurden , 
explodieren die Kosten fürs Auto. Hinzu kommt, dass die Grünen wichtige Straßenprojekte 
blockieren. Faktum aber ist, dass der öffentliche Verkehr nur in einigen Ballungszentren 
gut funktioniert. Im ländlichen Raum geht es nicht ohne Auto. Es braucht eine klare 
Entlastung - vor allem für die Pendler! 

• Treibstoff 
2021 war der Verkehr der stärkste Preistreiber - mit einem horrenden Sprung von 32,9 
Prozent bei den Preisen für Benzin und Diesel. Diese dramatischen Preissteigerungen 
sind zu einem großen Teil hausgemacht. Zur Mineralölsteuer und Mehrwertsteuer kommt 
nun die mit der schwarz-grünen Steuerreform beschlossene C02-Abgabe, die im Juli jeden 
Liter noch einmal um 10 Cent teurer macht. 

• Lebensmittel 
Jeder Bürger spürt die Teuerung auch beim täglichen Einkauf. Bis Mitte 2022 wird ein 
weiterer steiler Anstieg befürchtet. Der Mikrowarenkorb, der überwiegend Lebensmittel 
enthält, verteuerte sich im Jahresvergleich um 4,6 Prozent. Das Preisniveau des 
Miniwarenkorbs, der einen wöchentlichen Einkauf abbildet und neben Nahrungsmitteln 
und Dienstleistungen auch Treibstoffe enthält, stieg per Ende Jänner 2022 im 
Jahresabstand gar um 8,8 Prozent. 

• Freizeit 
Groß war der Preissprung auch im Hotel- und Gastronomiebereich (+ 6,3 Prozent per 
Jänner 2022) sowie bei Freizeit- und Kultureinrichtungen(+ 4 Prozent). Kein Wunder, dass 
sich immer mehr Menschen einen Urlaub und selbst kleinere Freizeitvergnügen kaum 
noch leisten können. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, die für 2021 budgetierten 54 Mio. EUR sowie die 
ab 2022 jährlich fortlaufenden 20 Mio. EUR an zusätzlicher Medienförderung nicht 
auszuschütten und stattdessen zur Bekämpfung der Teuerung in Österreich einzusetzen." 
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